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Eine niedrigschwellige, Trans* Communi-
ty-basierte Trans* Beratung in Wohnortnä-
he zur Bewältigung von herausfordernden 
Lebenssituationen von trans* Menschen1 ist 
in Deutschland kaum vorhanden. Die Bun-
desvereinigung Trans* (BVT*) möchte die 
Problemhaftigkeit dieser Situation mit dem 
vorliegenden, partizipativ erarbeiteten Eck-
punktepapier beleuchten und zu Verände-
rungen anregen.

Zentrale Forderung:
Es bedarf eines niedrigschwelligen, Trans* 
Community-basierten Beratungsangebots 
unter maßgeblicher Beteiligung von trans* 

1  Die Bundesvereinigung Trans* (BVT*) verwendet 
den Begriff „Trans*“ im weiteren Sinne und bezeichnet 
damit Personen, die sich z. B. als transgeschlechtlich, 
transgender, weder-noch, nicht-binär, genderqueer, 
transident, transsexuell, Frauen/Männer (mit transse-
xueller Vergangenheit) bezeichnen bzw. bezeichneten. 
Dieser weitgefasste Sammelbegriff wird jedoch nicht 
von der gesamten Community akzeptiert. Personen, 
die den aktuell noch im medizinisch-psychiatrischen 
Kontext gebräuchlichen Begriff „Transsexualis-
mus“ unterstützen, sehen ihre Anliegen darin nicht 
ausreichend vertreten. In Kenntnis der laufenden 
Debatten und vor dem Hintergrund der Heterogeni-
tät seiner Gründungsmitglieder hat der BVT* 2015 
demokratisch entschieden, den Begriff Trans* vorerst 
zu verwenden. 
Erklärung zur Schreibweise: In dieser Publikation 
wird das Wort „trans*“ klein geschrieben, d.h. als 
Adjektiv benutzt, wenn es um Personen geht, die 
dieses Persönlichkeitsmerkmal haben. Es soll deutlich 
machen, dass es um einen Aspekt einer Persönlichkeit 
geht, der die Person aber nicht in Ausschließlichkeit 
zu einer_m „Trans*“ macht. Bei Worten wie „Trans* 
Community“ oder „Trans* Organisation“ hingegen 
wird es groß geschrieben, weil das Trans* Thema 
dort jeweils das identitätsstiftende und verbindende 
Element ist.

Personen. Dieses Angebot, das sowohl zur 
Gesundheitsförderung als auch zum Wohlbe-
finden in Bezug auf gesellschaftliche Inklusi-
on der Zielgruppe beiträgt, muss flächende-
ckend verfügbar sein und präventiv wirken.

Unter Mitwirkung von Trans* Berater_innen2 
und Selbsthilfegruppenmoderator_innen 
wurden folgende spezifische Forderungen 
erarbeitet:
1. Unterstützung beim Aufbau eines nach-

haltigen, Trans* Community-basierten 
Beratungsangebots zur Begleitung und 
Unterstützung von trans* Personen und 
ihren An- und Zugehörigen

2. Trans* Community-basierte Beratung als 
gesetzliche Regelleistung

3. Spezifische Beratungsangebote für min-
derjährige Trans* und ihre Sorgeberech-
tigten sowie volljährige geschäftsunfähige 
Personen und ihre gesetzliche Vertretung

4. Etablierung einer übergeordneten Fach-
stelle Trans* Beratung

5. Förderung von Selbsthilfegruppen und 
ehrenamtlichen Beratungsangeboten

6. Entwicklung und finanzielle Absicherung 
von Qualifizierungsmaßnahmen für eh-
renamtliche Berater_innen und Selbsthil-
fegruppenmoderator_innen

7. Entwicklung und finanzielle Absicherung 
einer fundierten Fort- oder Weiterbildung 
für hauptamtliche Trans* Berater_innen

8. Förderung Community-basierter Trans* 
Beratung durch finanzielle Absicherung 
von Arbeitsplätzen 

2  Der Unterstrich dient der Verdeutlichung nicht-bi-
närer Selbstbezeichnungen und soll Menschen aller 
Geschlechtsidentitäten repräsentieren (Herrmann 
2003).

1 Zusammenfassung
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9. Adäquate Freizeit- und Beratungsangebo-
te für trans* Jugendliche

10. Sensibilisierung und Fortbildung von 
Mitarbeiter_innen in psychosozialen Be-
ratungsstellen

11. Förderung der Kooperation von allge-
meiner psychosozialer Beratung und spe-
zifischer Trans* Beratung

12. Unterstützung und Förderung von Trans* 
Beratungsforschung

 
Trans* Menschen sind in erhöhtem Maße von 
Diskriminierung betroffen (Fuchs u.a. 2012). 
Dies wirkt sich tendenziell negativ auf ihre 
soziale Einbettung und ihren Gesundheitszu-
stand aus. Dennoch stehen ihnen in Deutsch-
land kaum Beratungsangebote in Wohn-
ortnähe - möglichst durch Ihresgleichen 
(„Peers“3) - zur Verfügung (Meyer 2016).

Eine professionelle Trans* Beratung, die die-
se Zielgruppe unterstützt, ist bei vielerlei 
Themen behilflich: Trans* Beratung bietet 
Hilfestellung im Hinblick auf die individuel-
le Identitätsfindung und trägt zur Verbesse-
rung der Lebenssituation bei. Sie unterstützt 
Empowermentprozesse und ermöglicht die 
Verarbeitung von Diskriminierungserfah-
rungen. Innerhalb der Trans* Beratung kön-
nen zudem Fachinformationen zu Transiti-
onsmöglichkeiten und weiteren Alternativen 
gegeben sowie Prozessbegleitung geleistet 

3  Mit „Peer-Beratung“ ist in erster Linie die Bera-
tung „unter Gleichen“ gemeint, nämlich, dass trans* 
Menschen, also Personen, die sich mit dem ihnen 
bei Geburt zugewiesenen Geschlecht nicht oder nur 
unzureichend identifizieren, andere trans* Menschen 
beraten. Durch die (tendenzielle) Gleichartigkeit der 
Personen zueinander genießt die beratende Person 
zunächst einen „Vertrauensvorschuss“.

werden (Günther 2015; Meyer 2015; Fritz 
2013).
Unter Trans* Beratung ist demnach eine 
umfassende, selbstbestimmungsfördernde 
und bedürfnisorientierte Beratung im Kon-
text von Trans* zu verstehen. Sie wird ide-
alerweise durch kompetente Berater_innen 
aus der Trans* Community4 bzw. ihrer un-
mittelbaren Umgebung (Communitynähe5) 
sowie nach Maßgaben der Parteilichkeit für 
die trans* Person und der Ergebnisoffenheit 
durchgeführt. Adamietz & Bager (2016: 27f.) 
sehen darin die Voraussetzung, dass eine 
als hilfreich wahrgenommene Beratung von 
Trans* gelingen kann.

Ein solches für jede_n frei zugängliches Bera-
tungsangebot auf freiwilliger Basis ist daher 
nicht mit Therapieangeboten zu verwechseln, 
welche durch auf Gate-Keeping6 basieren-
den Therapievorgaben zugangsbeschränkt 
sind (MDS 2009); zumal letztgenanntes 
Angebot einem medizinisch dominierten 

4  Hierbei ist das gesamte Trans* Spektrum gemeint, 
weshalb nicht-binäre Auffassungen von Trans* eben-
falls mitberücksichtigt werden.

5  Auch Personen, die einen Cis-Trans*-Dualismus 
sprengen, wie z. B. genderqueere Menschen werden 
dadurch mit eingeschlossen. Zudem wird trans* 
freundlichen, aber cis-geschlechtlichen Menschen, 
also Personen, die sich mit ihrem zugewiesenen Ge-
schlecht identifizieren, innerhalb der unterstützenden 
Trans* Beratung ebenfalls Raum gegeben. Gleiches 
gilt für beratungsaffine inter* Menschen, also für 
Personen, die mit Körpermerkmalen geboren sind, die 
genetisch und/oder anatomisch und/oder hormonell 
nicht den typischen Geschlechternormen entsprechen 
(TrIQ 2015).

6  Gate-Keeping ist ein aus der Medizin stammendes 
Kontrollinstrument, um unnötige Behandlungen zu 
vermeiden (Seger 2012: 542f.). Damit verbunden ist 
die Definitions- und Entscheidungsmacht einer spe
zifischen Berufsgruppe aufgrund der ihr zugeschrie-
benen Qualifizierung.

2 Einleitung



8                                                                                                                                                                                    Trans* Beratung

Heilungsdiskurs folgt (Grolimund 2014). Die 
Diagnose F64.0 „Transsexualismus“ wird 
wahrscheinlich durch die anstehende Über-
arbeitung der ICD als internationales Diagno-
seklassifikationssystem 2018 von der WHO 
abgeschafft. Durch die anstehenden Verän-
derungen in der Medizin, wie die derzeitige 
Entwicklung der Behandlungsleitlinien der 
Arbeitsgemeinschaft der Wissenschaftlichen 
Medizinischen Fachgesellschaften (AWMF) 
oder die Einführung der ICD-11, ist zudem 
mit dem Wegfall der Verpflichtung zur psy-
chotherapeutischen Behandlung zu rechnen.
Unter dieser Voraussetzung zeichnet sich ein 
zunehmender Bedarf und somit eine zuneh-
mende Bedeutung professioneller, Commu-
nity-basierter Trans* Beratung ab.

 

3.1 Unterstützung beim Aufbau eines 

nachhaltigen, Trans* Community-ba-

sierten7 Beratungsangebots zur Begleitung und 

Unterstützung von trans* Personen und ihren 

An- und Zugehörigen

7  Innerhalb dieses Papiers wird der Begriff „Trans* 
Community-basierte Beratung“ verwendet, um 
dieses Angebot von etablierten „Regel“-Beratungen 
abzugrenzen, die sich in erster Linie mit Themen von 
und für cis-geschlechtliche Menschen und ihren Be-
dürfnissen auseinandersetzen. Der Ausdruck bezieht 
sich sowohl auf Peer-Beratungsangebote im engeren 
Sinn sowie auf Beratung durch Fachleute aus dem 
psychosozialen Bereich, die einen parteilichen, Trans* 
Community-basierten Ansatz verfolgen. Trans* Com-
munity-basiert bedeutet, dass die entsprechenden 
Personen über das entsprechende Community-Wissen 
verfügen und sich Trans* affirmativ positionieren. 
Trans* Menschen müssen dabei immer entschei-
dungstragend sein. Ein lesbischer bzw. schwuler 
Hintergrund oder sexualpädagogisches Wissen der 
Beratenden reicht hier nicht aus.

Das Trans* Community-basierte Beratungs-
angebot muss leicht zugänglich für trans* 
Personen und ihre An- und Zugehörigen sein. 
Auch soll die parteiliche, ergebnisoffene Be-
ratung anonym erfolgen können. Die aufzu-
bauende Beratung erfolgt auf der Grundlage 
eines Beratungsleitfadens und ist fortlaufen-
den Qualitätssicherungsprozessen unterzo-
gen.

Eine fachkundige Trans* Beratung in Wohn-
ortnähe, die sich aufgrund ihres Trans* Com-
munity-basierten Ursprungs den Belangen 
von trans* Personen und ihren An- und Zu-
gehörigen zielgruppengerecht widmet, exis-
tiert bisher nur punktuell (vgl. BMFSFJ 2016) 
und hat derzeit einen enormen, gar überfor-
dernden Beratungsaufwand zu bewältigen8.
In größeren Städten gibt es zudem Bera-
tungsstellen für Lesben und Schwule, die 
vereinzelt ebenfalls von trans* Personen auf-
gesucht werden. Diese Einrichtungen richten 
durch ihre (Haupt-) Zielgruppe jedoch einen 
Fokus auf Themen, die mit der sexuellen 
Orientierung zusammenhängen. Daher fehlt 
den dortigen Berater_innen oftmals der Zu-
gang zu trans* spezifischem Wissen, z. B. zu 
rechtlichen Möglichkeiten und gesundheits-
bezogenen Aspekten. Zudem verfügen dort 
tätige, meist cis-geschlechtliche Beratende 
aufgrund der eigenen Biographie nur über 
wenig Hintergrundwissen zu den übrigen 
trans* spezifischen Fragestellungen. Damit 
auch sie eine wesentliche Hilfe auf dem in-
dividuellen Trans* Weg bieten können, sind 
persönliche Auseinandersetzung mit dem 
Thema, regelmäßiger Kontakt zur Trans* 
Community sowie eine Trans* (-)aktivisti-
sche Anbindung von großer Wichtigkeit.

8  Z. B. berichtet die Inter* und Trans*Beratung 
QUEER LEBEN von ca. 250 -270 Beratungen pro 
Quartal

                                                                                                                                                                           Paradigmenwechsel.

3 Die Forderungen 
im Detail
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Für eine unterstützende Trans* Beratung ist 
ein Konzept in Form von Beratungsleitlini-
en angebracht: Das Beratungsangebot muss 
trans* freundlich gestaltet werden, d.h. Rat-
suchenden muss Respekt, Anerkennung und 
Wertschätzung entgegengebracht werden. 
Sie sollen durch eine empathische Haltung in 
ihrer individuellen geschlechtlichen Wahr-
nehmung unterstützt werden, da Geschlecht 
vielfältig und als Spektrum, vor allem aber 
jenseits von Gesundheit und Krankheit ver-
standen werden muss (TIS 2014).
Das Angebot muss Trans* Community-ba-
siert sein, damit parteilich und ergebnisoffen 
beraten werden kann. Für im Bereich tätige 
Berater_innen mit einer cis-geschlechtli-
chen Identität schließt das u.a. einen re-
gelmäßigen Austausch zwischen trans*- 
und cis-Beratenden mit ein, bei dem die 
Trans* Community einen Beratungsleitfa-
den zur Verfügung stellt. Im Zuge dessen 
wird die Konformität der Beratungspraxis 
mit Trans* menschenrechtlichen Belan-
gen überprüft (Hirschfeld-Eddy-Stiftung 
2008). Es ist ebenfalls die Trans* Commu-
nity, die Qualitätskriterien erarbeitet und 
deren Einhaltung und Aktualität überwacht. 
Nur wenn diese Voraussetzungen im Hin-
blick auf die Zufriedenheit von Trans* ge-
geben sind, können gute Beratungsprozesse 
und -ergebnisse im Sinne der Zielgruppe er-
folgen.

Erläuterung:
Um den gegebenen Beratungsbedarf bewälti-
gen zu können, sind niedrigschwellige Bera-
tungsmöglichkeiten notwendig (LADS 2012). 
Dabei müssen, wie im Policy Paper ‚Gesund-
heit‘ des BVT* bereits gefordert, auch Themen 
wie Kinderwunsch, Prävention sexuell über-
tragbarer Infektionen (STI) oder (sexualisier-
te) Gewalt selbstverständlich miteinbezogen 
werden (BVT* 2016c). Ein auf Nachhaltig-
keit bedachtes Beratungsangebot ist zudem 

erforderlich, um mit der Begleitung von trans* 
Menschen und ihren An- und Zugehörigen zu 
deren Wohlbefinden beizutragen. Nachhaltig-
keit bedeutet in diesem Fall vor allem Bestän-
digkeit und Zuverlässigkeit des Angebots: Mit 
langfristiger Etablierung und zunehmender 
Erfahrung kann Kompetenz auf- und ausge-
baut werden. Auch benötigen Ratsuchende 
häufig längere Zeiträume für ihre individuel-
len Klärungsprozesse und sind auf das lang-
fristige Vorhandensein von Beratungsangebo-
ten angewiesen.

Die Unterscheidung zwischen Trans* und LSB9 
Beratung ist unter dem Gesichtspunkt der 
Selbstermächtigung zu verstehen: Zwar kön-
nen auch lesbische, schwule und bisexuelle Per-
sonen trans* sein, jedoch sind LSB-Infrastruk-
turen oft cis-normativ10 und cis-dominiert, 
sodass sie trans* Personen meist ausschlie-
ßen und/oder nicht angemessen mitdenken. 
Wie auch Lesben, Schwule und Bisexuelle be-
nötigen Trans* eine respektvolle, partizipativ 
ausgerichtete Beratung auf Augenhöhe, die 
ihre Selbstbestimmung fördert. Eine Anglie-
derung an bestehende Einrichtungen würde 
die Nutzung von Synergieeffekten ermögli-
chen. Andererseits ist die unterschiedliche 
Schwerpunktsetzung unbedingt dahingehend 
zu berücksichtigen, als dass die Interessen 
beider Gruppen gewahrt bleiben und auch 
nicht in Konkurrenz über Ressourcen ge-
raten. Durch die Etablierung von eigenen 

9  „LSB“ steht für Lesben, Schwule, Bisexuelle; Ge-
meint ist somit eine Beratung, die sich nicht-hetero-
sexuellen Individuen als Zielgruppe widmet. Dadurch 
wird eine getrennte Betrachtung von sexueller und 
geschlechtlicher Vielfalt empfohlen.

10  Das heißt aufgrund der Norm der Zweigeschlecht-
lichkeit und dem Verständnis geschlechtlicher Un-
veränderlichkeit werden trans* Menschen an diesen 
Orten nicht konsequent mitberücksichtigt.
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Zuständigkeitsbereichen würden zudem vor-
handene Regelstrukturen entlastet werden.

Aktuell laufen befristete Modellprojekte für 
den Bereich Trans* Beratung in einzelnen 
größeren Städten (vgl. BMFSFJ 2016; z. B. 
Schwulenberatung Berlin gGmbH 2017), de-
ren Verantwortliche entsprechende Bera-
tungskonzepte und -leitfäden für die Praxis 
in ihrer Region erarbeiten (z. B. pro familia 
Bundesverband 2016). Durch den Austausch 
untereinander entstehen Synergien, die ge-
nutzt werden, um bundesweite Strukturen zu 
schaffen.

3.2 Trans* Community-basierte Beratung 

als gesetzliche Regelleistung

Um allen trans* Menschen zukünftig unter-
stützend zur Seite stehen zu können und ein 
professionelles Beratungsangebot bundes-
weit zu etablieren, muss fachkundige Bera-
tung im Kontext von Trans* als bundesweit 
geltende gesetzliche Regelleistung aner-
kannt werden.

Jeder trans* Mensch soll unabhängig von sei-
nem Alter Anspruch auf umfassende Beratung 
in Wohnortnähe haben, die seine psychosozi-
ale Gesundheit fördert und ihm zu informier-
ten Entscheidungen verhilft. Eine solche ge-
setzliche Grundlage forderte der BVT* bereits 
im Policy Paper Recht (BVT* 2016a). Aktuell 
kann - ohne ein solches Gesetz - diesem Be-
darf nicht entsprochen werden.
Aufgrund der voraussichtlichen Streichung 
der Diagnose „F64.0 Transsexualismus“ mit 
Einführung der ICD-11 liegt die Vermutung 
nahe, dass auch die medizinischen Behand-
lungsrichtlinien in einer überarbeiteter Form 
in Kraft treten werden. Wenn im Zuge dessen 
die aktuell noch verpflichtende Psychothera-
pie als vorbereitende, hochschwellige Maß-
nahme, um den Trans* Weg zu beschreiten, 

wegfallen sollte, steht der Trans* Gesund-
heitsversorgung ein Paradigmenwechsel 
bevor (vgl. BVT* 2016c). Es muss in Zukunft 
sichergestellt sein, dass trans* Personen nied-
rigschwellig und unabhängig von kassenärzt-
lichen Leistungen (und damit zwangsläufig 
verknüpften erneuten Diagnosestellungen) 
Zugang zu psychosozialer Beratung haben. 
Dies ist Teil von notwendigen, informierten 
Entscheidungen in der Gesundheitsversor-
gung.

Im Rechtsbereich der Namens- und Perso-
nenstandsänderung soll die Beratung für 
Ratsuchende unter 14 Jahren und ihren Sor-
geberechtigten bzw. für geschäftsunfähige 
Personen und ihre Vertretung gesetzlich ver-
pflichtend sein. Die Beratung sollte in diesen 
Fällen getrennt von den Vormündern durch-
geführt werden, um den Minderjährigen so-
wie den nicht geschäftsfähigen Erwachsenen 
eine informierte, selbstbestimmte Entschei-
dung zu ermöglichen. Ab 14 Jahren gelten 
Personen in Deutschland als straf- und reli-
gionsmündig. Analog dazu muss Geschlechts-
mündigkeit im selben Alter gegeben sein. Für 
die staatliche Anerkennung der Beratungs-
stellen, die Minderjährige und ihre Sorgebe-
rechtigten respektive nicht geschäftsfähige 
Personen und ihre gesetzliche Vertretung be-
raten, müssen besondere Bedingungen gelten. 
Ein Vorschlag zur Verankerung eines solchen 
Anspruches wurde bereits im Rahmen eines 
möglichen zukünftigen Gesetzes „zur Aner-
kennung der Geschlechtsidentität und zum 
Schutz der Selbstbestimmung bei der Ge-
schlechtszuordnung“ in Zusammenarbeit mit 
der interministeriellen Arbeitsgruppe Inter- 
& Transsexualität unterbreitet (§§ 5, 8 GizG in 
Adamietz/Bager 2016).

Erläuterung:
Im Kontext einer Trans* Thematik besteht häu-
fig zeitnaher Beratungsbedarf. Professionelle 
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Beratung für trans* Menschen muss daher 
als kurzfristig abrufbare und dauerhaft an-
gebotene, gesetzliche Regelleistung definiert 
werden. Damit geht die Verpflichtung einher, 
Anlaufstellen für das Angebot umfassender 
Beratung zu schaffen und sie mit Hilfe der 
Länder und Kommunen finanziell zu fördern. 
Für die gesetzliche Anerkennung einer Trans* 
Beratungsstelle bedarf es eines fachlichen 
Leistungsprofils, um die spezifischen Quali-
tätsstandards einer derartigen Dienstleistung 
erfüllen zu können (Menne 2007).

3.3 Spezifische Beratungsangebote für 

minderjährige Trans* und ihre 

Sorgeberechtigten sowie volljährige ge-

schäftsunfähige Personen und ihre gesetzliche 

Vertretung

Beratungsbedarf besteht bei trans* Men-
schen aller Altersgruppen, zumal die ge-
schlechtliche Identität in allen Lebensab-
schnitten eine bedeutsame Rolle spielt (TIS 
2014). Da trans* Kinder und -Jugendliche 
sowie volljährige, aber geschäftsunfähige 
trans* Personen zu einer besonders vulne-
rablen Zielgruppe gehören, werden Bera-
tungsangebote mit entsprechender Experti-
se unerlässlich sein (vgl. auch Sauer & Meyer 
2016; Focks 2014: 24). Die entsprechenden 
Beratungsstellen sollen sich auch in der Zu-
sammenarbeit mit anderen Institutionen 
(Bildungseinrichtungen, medizinische und 
therapeutische Versorgung) und Akteur_in-
nen aus der Politik für die Verbesserung der 
Situation minderjähriger sowie geschäfts-
unfähiger, volljähriger Trans* einsetzen (vgl. 
auch Sauer & Meyer 2016). Entsprechende 
Beratungsangebote müssen finanziert und 
eingerichtet werden.

Auch wenn sich in Bezug auf erwachsene 
Trans* langsam ein Paradigmenwechsel hin 
zur Selbstbestimmung abzeichnet, gilt das 

nicht für Kinder und Jugendliche sowie für 
geschäftsunfähig erklärte, volljährige Per-
sonen (vgl. auch Sauer & Meyer 2016). Die-
se Zielgruppen verfügen per se nur über ein 
stark eingeschränktes Selbstbestimmungs-
recht. Gleichzeitig beanspruchen hier Medi-
ziner_innen noch immer Deutungskompe-
tenz und -hoheit (pro familia Bundesverband 
2016). Die Entscheidungsgewalt in Bezug auf 
das gelebte Geschlecht liegt derzeit bei den 
Erziehungsberechtigten (TIS 2014) bzw. der 
gesetzlichen Vertretung. Dies widerspricht 
jedoch den Menschenrechten (Hirsch-
feld-Eddy-Stiftung 2008), insbesondere dem 
Recht auf freie Entfaltung der geschlechtli-
chen Identität (GFMK 2015). Zudem ist bei 
unterlassener Unterstützung eines trans* 
Kindes oder Jugendlichen eine Kindeswohl-
gefährdung zu befürchten (pro familia Bun-
desverband 2016). Die fortlaufende Psycho-
pathologisierung von trans* Kindern und 
Jugendlichen sowie von für nicht geschäfts-
fähig erklärten, volljährigen Personen muss 
daher beendet werden (vgl. auch Sauer & 
Meyer 2016; Wiedner 2016).
Aktuell beraten lediglich Lambda e.V. und 
QUEER LEBEN explizit trans* Jugendliche 
und ihre Familien (Schwulenberatung gG-
mbH 2017; Jugendnetzwerk Lambda e.V. 
2012). Eltern von trans* Kindern werden 
auch durch das Netzwerk von TRAKINE e. V. 
(trans-kinder-netz) beraten (Wiedner 2016). 
Sowohl trans* Kinder und Jugendliche als 
auch für geschäftsunfähig erklärte Volljähri-
ge müssen jedoch die Möglichkeit haben, ih-
ren Anspruch auf Trans* Beratung wahrneh-
men zu können. Diese Beratung muss für die 
Kinder und Jugendlichen sowohl mit als auch 
ohne ihre Eltern zugänglich sein, um ihnen 
eine informierte und selbstbestimmte Ent-
scheidung zu ermöglichen. Selbiges gilt für 
das Verhältnis zwischen geschäftsunfähigen, 
erwachsene Personen und ihrer gesetzlichen 
Vertretung.
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Ein Vorschlag zur gesetzlichen Implemen-
tierung existiert ebenfalls bereits (§8 GizG 
in Adamietz & Bager 2016). Dafür werden 
insbesondere Trans* Berater_innen mit fach-
licher Expertise im Kinder- und Jugendbe-
reich benötigt, deren Beratungsstellen staat-
lich anerkannt werden sollen (ebd.). Darüber 
hinaus wird Informationsmaterial benötigt, 
das für die Sensibilisierung von Fachkräften 
aller (Familien-)Beratungsstellen sowie Ju-
gend- und Sozialhilfeeinrichtungen genutzt 
werden kann (vgl. auch Sauer & Meyer 2016).

3.4 Etablierung einer übergeordneten 

Fachstelle Trans* Beratung

Die übergeordnete und an den BVT* ange-
gliederte Fachstelle Trans* Beratung soll 
bundesweit Beratungsangebote koordinie-
ren, deren Qualitätssicherung unterstützen 
und Fortbildungsangebote bereitstellen.

Die Koordination einer bundesweiten Zu-
sammenarbeit und die engmaschige Vernet-
zung von regionalen Beratungsstellen sowie 
deren inhaltliche und strukturelle Unterstüt-
zung werden die Kernaufgaben einer Fach-
stelle Trans* Beratung sein. Informations- 
und Aufklärungsmaterial zum Thema Trans* 
soll erarbeitet und bereitgestellt werden, um 
den einzelnen Angeboten vor Ort eine Ar-
beitserleichterung zu verschaffen und glei-
chermaßen die Implementierung von Qua-
litätsstandards zu unterstützen. Auch sind 
bundesweite Strukturen dringend erforder-
lich, um regionale Expertise zu bündeln und 
sie flächendeckend verfügbar zu machen. Als 
Koordinationsstelle würde sie sich durch 
einen effizienteren Ressourceneinsatz aus-
zeichnen.
Die Fachstelle soll gleichermaßen dabei hel-
fen, die aktuelle psychosoziale Beratungs-
landschaft trans* freundlicher zu gestalten 
und weitere Zugänge zu eröffnen, indem sie 

zur zentralen Ansprechpartnerin im Bereich 
der Trans* Beratung wird: Sie soll Akteur_in-
nen aus den Bereichen Gesundheitsversor-
gung, Politik und Verwaltung zuverlässig mit 
Informationen versorgen und sich für trans* 
spezifische Belange einsetzen (BVT* 2016b). 
Zudem können Multiplikator_innen aus an-
deren Berufsfeldern leicht zugängliche In-
formationen und Hinweise zu verfügbaren 
Fachreferent_innen oder fachspezifischen 
Fortbildungen geliefert werden. 
Eine entsprechende Webpräsenz soll den Zu-
gang zu Informationen und Angeboten nied-
rigschwelliger als bisher ermöglichen (vgl. 
auch Focks 2014: 24). Bei regionalen Veran-
staltungen soll sich die Fachstelle beteiligen 
und z. B. durch ihre Beteiligung an Gesund-
heits- bzw. Aktionstagen die Öffentlichkeits-
arbeit vor Ort stärken. Über das Anbieten 
geeigneter Kurs- und Seminarangebote, z. B. 
für Selbsthilfegruppen und deren Mode-
rator_innen, wird sie in ihrer Funktion als 
Dienstleisterin zur Kompetenzerweiterung 
und Qualitätssicherung beitragen. Damit ein-
hergehen soll/wird ebenfalls die Einrichtung 
einer bundesweiten, kostenfrei nutzbaren 
Beratungshotline mit hoher Verweiskom-
petenz insbesondere zur Verbesserung der 
Versorgung innerhalb der ländlichen Regi-
onen. Durch die Veröffentlichung von Stel-
lungnahmen und die Pflege von Medienkon-
takten trüge sie dazu bei, das Trans* Thema 
verständlich für die (Fach-) Öffentlichkeit 
aufzubereiten und auf diese Weise zu mehr 
Akzeptanz beizutragen.
Die Fachstelle wird sich weiterhin am Auf-
bau sowie der Pflege eines bundesweiten 
Wissensnetzwerkes beteiligen. Davon wür-
den sowohl Selbsthilfegruppen, Vereine und 
Verbände im Trans* Spektrum als auch all-
gemeine psychosoziale Beratungsangebote 
und Träger der freien Wohlfahrtspflege pro-
fitieren.
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3.5 Förderung von Selbsthilfe-

gruppen und ehrenamtlichen 

Beratungsangeboten

Die Berücksichtigung von Trans* bei der 
Geldmittelvergabe für Selbsthilfegruppen 
und ehrenamtliche Angebote ist zwingend 
notwendig.

Die derzeitige Bereitstellung finanzieller Res-
sourcen in den Bundesländern für die Förde-
rung der Selbsthilfe berücksichtigen Trans* 
nur unzureichend. Zwar gibt es stellenweise 
einen Etat für den Bereich LSBTI11, jedoch 
erreicht bislang nur ein Bruchteil des Bud-
gets Projekte im Trans* Kontext. Schließlich 
sind die Strukturen, die eine erfolgreiche An-
tragsstellung beim zuständigen Ministerium 
begünstigen, im Trans* Bereich noch nicht 
so ausgeprägt: Nicht alle Selbsthilfegruppen 
sind einem Verein oder Verband zugehörig. 
Spezielle Landesverbände, die sie als Mit-
gliedsgruppen aufnehmen könnten, existie-
ren nur vereinzelt bzw. befinden sich derzeit 
erst im Aufbau. Außerdem verfügen die Grup-
pen noch nicht über so viel Erfahrung wie be-
reits seit zwei bis drei Jahrzehnten aktive und 
erfolgreich vernetzte lesbische und schwule 
Gruppen.
Folglich finanzieren sich Selbsthilfegruppen 
im Trans* Kontext, da sie keine verpflichten-
den Mitgliedsbeiträge erheben, überwiegend 
durch die Selbsthilfeförderung der gesetzli-
chen Krankenkassen. Dafür müssen sie jedoch 
bestimmte Voraussetzungen erfüllen und sich 
z. B. gemäß § 20h SGB V auf eine Krankheit 
beziehen und dementsprechend gesund-
heitsbezogen agieren. Zudem müssen sie 
nachweisbar seit über drei Jahren aktiv sein 
(GKV-Spitzenverband 2016). Eine zukünftige 

11  Das beigefügte „I“ steht hier für intersexuelle bzw. 
inter* Menschen.

Eigenfinanzierung von Trans* Selbsthilfe auf 
Spendenbasis scheint unwahrscheinlich, zu-
mal die Zielgruppe selbst in erhöhtem Maße 
von Armut betroffen ist (Fuchs u.a. 2012). 
Telefonische Beratungen im Kontext von 
Selbsthilfe finden oft noch über private Tele-
fonnummern statt, persönliche Beratungen 
teilweise in Privatwohnungen. Dies bedeutet 
einerseits, dass die Grenzen zwischen dem 
persönlichen Bereich und dem Trans* Com-
munity-Engagement verschwimmen. An
dererseits kann unter diesen Bedingungen 
weder der Schutz der beratenden Person 
noch der Schutz der_des Ratsuchenden und 
ihrer_seiner jeweiligen Persönlichkeitsrech-
te gewährleistet werden. Eine solche Hand-
habe widerspricht den Standards jeglicher 
Beratungsarbeit. Da der Großteil sozialer 
Unterstützung von trans* Personen in der 
ehrenamtlichen Selbsthilfe stattfindet und 
oft keine andere Unterstützung zur Verfü-
gung steht, sind viele Ehrenamtler_innen 
zudem überlastet und vernachlässigen unter 
Umständen ihre Selbstfürsorge. Dies hat un-
mittelbar negative Auswirkungen auf ihre ei-
gene Gesundheit und die Beratungsqualität.

Erläuterung:
Es gibt kaum Zahlenmaterial zur Frequentie-
rung von Trans* Selbsthilfegruppen. Gemäß 
einer aktuellen Meta-Studie (Deutsch 2016) 
kann aber von bis zu 1% Trans* in der Bevöl-
kerung ausgegangen werden. Daraus ergibt 
sich ein Bedarf nach Selbsthilfegruppen und 
diesbezüglicher Förderung.

Aufgrund der oft unzureichenden sozialen In-
tegration von trans* Menschen und der aus 
ihr resultierenden „Auswirkungen auf die Be-
wältigung der Begleitumstände und Folgen“ 
(Thiel 2007: 386) tragen Selbsthilfegruppen 
große Verantwortung für das Wohlergehen 
und die psychische Gesundheit ihrer Mit-
glieder. Eine angemessene Förderung dieser 
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Gruppen ist aus diesem Grund unabdingbar. 
Für eine Aufwertung des Engagements müssen 
daher die bestehenden strukturellen Rahmen-
bedingungen gesichert und weiterentwickelt 
werden (Stark 2007), auch finanziell. Einen 
festen Mindestprozentsatz der Ausgaben des 
LSBTI* Etats sollen hierbei zur Förderung für 
Trans* aufgewandt werden, um „die Gefahr ei-
ner nachhaltigen Qualitätsverschlechterung“ 
(Vogel 2007: 853) einzugrenzen. Jeweils ge-
trennte Fördertöpfe für die Zielgruppen sexu-
eller Orientierung (LSB) und geschlechtlicher 
Identität (TI*) stellen dazu eine weitere Mög-
lichkeit dar.
Für neu gegründete Selbsthilfegruppen ist 
z. B. die Finanzierung ihrer Erstausstattung 
angebracht (Thiel 2007). Zusätzlich sind Mit-
tel für die Organisation und Bewerbung von 
Veranstaltungen und Informationstagen be-
reitzustellen. Außerdem müssen Reisekosten-
erstattung für Supervisionen, Fortbildungen 
und Vernetzungstreffen sowie bei Bedarf Auf-
wandsentschädigungen ermöglicht werden.

Selbsthilfeangebote können eine Beratung 
durch Fachleute aus dem psychosozialen Be-
reich nicht ersetzen. Sie haben andere wich-
tige Aufgaben, wie z. B. die Organisation von 
Gruppentreffen für den (ggf. anonymen) Aus-
tausch unter Peers, welche unter anderem 
ihren geschlechtlichen Ausdruck in geschütz-
ter Umgebung probieren möchten. Deshalb 
benötigen sie selbst dringend Ausbau, Weiter-
qualifizierung und Qualitätssicherung. Dass 
Selbsthilfegruppen durch eine gesetzliche Ver-
ankerung professioneller Trans* Beratung an 
Bedeutung verlieren, ist nicht zu erwarten.
Durch die Institutionalisierung von Trans* 
Beratung können die Räumlichkeiten auch 
von Selbsthilfegruppen genutzt werden, wo-
durch letzteren vielerorts erstmalig feste Räu-
me in einer etablierten Beratungsstelle zur 
Verfügung stünden. Mittels solcher lokalen 
Strukturen können sie einerseits ihr Angebot 

öffentlichkeitswirksamer präsentieren und 
andererseits ungestört(er)/ungehindert(er) 
ihre Lobbyarbeit vorbereiten, indem sie die-
se Örtlichkeiten gewinnbringend für ihre 
Anliegen nutzen oder sich dort aktivistisch 
beteiligen. Auf diesem Wege würde eine enge 
und produktive Zusammenarbeit zwischen 
Hauptamtlichen und Ehrenamtlichen ermög-
licht. Wenn beide Angebote in den gleichen 
Räumen stattfinden, können so Berührungs-
ängste gemindert und der Zugang zu psycho-
sozialer Beratung erleichtert werden.

3.6 Entwicklung und finanzielle Absi-

cherung von Qualifizierungsmass-

nahmen für ehrenamtliche Berater_innen und 

Selbsthilfegruppenmoderator_innen

Für ein Mindestmaß an Beratungsqualität 
bedarf es der Sicherstellung und Finanzie-
rung von Qualifizierungsmaßnahmen für eh-
renamtliche Berater_innen und Selbsthilfe-
gruppenmoderator_innen (Fuchs u.a. 2012).

In der gesamten Bundesrepublik werden ak-
tuell lediglich in der Akademie Waldschlös-
schen Trans* Berater_innen-Schulungen für 
ehrenamtliche Berater_innen und Selbsthil-
fegruppenmoderator_innen angeboten (Aka-
demie Waldschlösschen 2017). Innerhalb 
derer können diese ihr zumeist subjektiv 
geprägtes transitionsspezifisches und über-
wiegend regionales Netzwerkwissen mit 
Fach- und Beratungswissen ergänzen. Zu-
gleich entwickeln sie in ersten Schritten eine 
professionelle Haltung und Reflexionsfähig-
keit in Bezug auf ihre Berater_innenrolle und 
ihre eigenen Geschlechtsentwürfe. Darüber 
hinaus soll Wissen zu Dokumentation und 
Evaluation vermittelt werden.
Die Mehrheit der in ihrer Freizeit beratend 
agierenden Personen hat nicht die Möglich-
keit, sich an weit entfernte Orte zu begeben, 
um sich aus- und fortbilden zu lassen und so 
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ihre Kenntnisse und Fähigkeiten zu erwei-
tern. Zudem ist ein regelmäßiger Austausch 
mit anderen Trans* Berater_innen (Intervi-
sion) sowie Supervision durch ausgebildete 
Supervisor_innen notwendig, was sich nur 
durch räumliche Nähe und entsprechende 
finanzielle Mittel realisieren lässt. Außer-
dem steigt der Beratungsbedarf, sodass ein 
auf wenige Orte beschränktes Angebot nicht 
ausreicht. Eine weitgehende Förderung, 
auch durch Übernahme von Reisekosten, ist 
essenziell.

Erläuterung:
Es gibt derzeit keine Qualitätsstandards (vgl. 
BMFSFJ 2016), keine fortgesetzten Evaluatio-
nen und damit auch keine einheitliche Bera-
tungsqualität. Diese muss durch Fortbildun-
gen im Kontext von Beratung und Maßnahmen 
der Qualitätssicherung wie z. B. regelmäßiger 
Super- und Intervision verbessert werden. Mit 
entsprechenden Qualifizierungsmaßnahmen 
und fachlicher Begleitung soll die Beratungs-
qualität im Ehrenamt erhöht werden (LADS 
2012). Das dabei vermittelte Wissen wird stets 
aktuell gehalten. Zudem reflektieren sich die 
Kursteilnehmer_innen selbstkritisch, vernet-
zen sich miteinander und können sich auch 
über den Zeitraum der zertifizierten Weiter-
bildung hinaus fachlich austauschen.

3.7 Entwicklung und finanzielle Absi-

cherung einer fundierten Fort- oder 

Weiterbildung für hauptamtliche Trans* 

Berater_innen

Für die Etablierung hauptamtlicher Be-
ratungsarbeit im Trans* Kontext ist eine 
fundierte Weiterbildung, in der trans* spe-
zifisches Fachwissen neben einer trans* sen-
siblen, menschenrechtsbasierten Haltung 
vermittelt werden, zwingend notwendig. 
Diese Weiterbildung gilt es zu etablieren und 
finanziell abzusichern.

Eine spezifische Ausbildung zur_zum Trans* 
Berater_in gibt es in Deutschland bislang 
nicht. Die aktuell in professionellen Kon-
texten tätigen Trans* Berater_innen ent-
stammen daher jeweils unterschiedlichen 
Fachrichtungen, wie z. B. dem sozialpäda-
gogischen bzw. -arbeiterischen, psychologi-
schen und/oder therapeutischen Bereich. An 
den einzelnen Standorten sind verschiedene 
Herangehensweisen und Schwerpunktset-
zungen erkennbar.
Mit einer multidisziplinären Fort- oder Wei-
terbildung, die der BVT* mit bereits beste-
henden Fort- und Weiterbildungsinstituten 
gemeinsam verantworten würde, kann eine 
höhere Qualität und gemeinsame Grundla-
gen in der Beratung erreicht werden. Zuvor 
muss mit einem kooperierenden Ausbil-
dungsinstitut gemeinsam ein entsprechen-
des Curriculum erarbeitet werden, da die 
derzeit vorhandenen Ausbildungsansätze 
noch zu sehr einem hetero- und cis-norma-
tiven Verständnis folgen.

Erläuterung:
Ein großer Teil der Beratungsinhalte selbst 
unterliegt Veränderungen, da z. B. die ICD-
11 in Kürze eingeführt wird. Derzeit werden 
auch die Leitlinien für die Versorgung von er-
wachsenen Trans* und die für die Versorgung 
von trans* Kindern und Jugendlichen neu 
erstellt. In der Folge ist mit einer Anpassung 
der Richtlinien des Medizinischen Dienstes 
der Krankenkassen (MDS) zu rechnen, sodass 
sich die medizinische Versorgungsrealität 
verändern wird. Hinzu kommen die zu erwar-
tenden Veränderungen im rechtlichen Bereich 
(TSG) (Adamietz & Bager 2016; BVT* 2016a; 
AK TSG-Reform 2012). Für die Trans* Bera-
tung wird ebenfalls über Qualitätsstandards 
nachgedacht, da eine derartige Professiona-
lisierung und profunde Beratungsausbildung 
einen wichtigen Beitrag zur Entpathologisie-
rung darstellt (Günther 2017). Innerhalb der 
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Fort- und Weiterbildung zur_zum Trans* Be-
rater_in muss daher gültiges, vertieftes Wis-
sen vermittelt werden.
Ständiges Weiterlernen ist auf diesem Wis-
sensgebiet notwendig. Jährliche Fachtreffen 
oder Trans*  Beratungskongresse, die vom 
Bund gefördert werden sollen, würden zudem 
entscheidend dazu beitragen, dass Praxis-
wissen zwischen Trans* Berater_innen regel-
mäßig ausgetauscht und aktualisiert werden 
kann.

3.8 Förderung Community-basierter 

Trans* Beratung durch finanzielle 

Absicherung von Arbeitsplätzen

Trans* Beratung erfordert kompetente, 
Trans* Community-nahe Berater_innen, die 
nach TVöD-Standard für ihre vorzugsweise 
unbefristete Arbeit entlohnt werden, damit 
sie zur Qualitätssicherung beitragen (LADS 
2012). Personen mit passender Grundquali-
fikation muss eine berufliche Perspektive ge-
boten werden, damit sie gezielt angeworben 
werden können.

Trans* Beratung wird derzeit noch überwie-
gend ehrenamtlich und somit unentgeltlich 
geleistet (vgl. BMFSFJ 2016), indem Bera-
ter_innen aus der Trans* Community ihr 
Wissen in ihrer Freizeit anbieten. Professio-
nelle Trans* Beratungsstellen sind indessen 
deutschlandweit rar und ungleichmäßig ver-
teilt (ebd.). Mancherorts findet diese Dienst-
leistung ihren Platz in Anlaufstellen für Les-
ben und Schwule. Honorarkräfte können 
dann zumindest für einige Stunden Ratsu-
chende beraten. Eine Möglichkeit zur Ko-Be-
ratung durch zwei Berater_innen, wenn Rat-
suchende dies benötigen, ist aktuell nicht 
gewährleistet (Schwulenberatung gGmbH 
2017). Solche geringen strukturellen und 
zeitlichen Ressourcen reichen nicht aus, um 
den gegebenen Bedarf zu decken. Darüber 

hinaus soll es perspektivisch möglich sein, 
trans* Personen in ländlichen Regionen zu 
versorgen, indem z. B. mobile Beratungsan-
gebote etabliert werden (Focks 2014: 24). 
Eine Anlaufstelle für trans* Menschen ohne 
festangestellte Berater_innen würde dem 
Anspruch auf eine nachhaltige Beratung 
nicht gerecht. Zur Sicherstellung der Bera-
tungsqualität ist unter anderem eine durch 
feste Arbeitsplätze gewährleistete Bestän-
digkeit notwendig. 

Erläuterung:
Insbesondere aufgrund von Diskriminierung 
und Ungleichbehandlung sind viele trans* 
Menschen trotz anerkannter Qualifizierung 
von Arbeitslosigkeit betroffen, sodass manche 
notgedrungen ihre professionell durchgeführ-
te Beratung ehrenamtlich anbieten müssen. 
Mit Anstellung von vorzugsweise trans* Men-
schen als für Trans* Beratung sensibilisierte 
und kompetente Berater_innen wird diesen 
Menschen eine stabile berufliche Perspektive 
eröffnet und somit eine höhere Beratungsqua-
lität etabliert und erhalten. Der Vorteil einer 
hauptamtlichen Tätigkeit erklärt sich durch 
die nur in diesem Kontext gebotene berufliche 
und finanzielle Sicherheit und Anerkennung 
der Arbeit sowie durch den Wegfall einer 
möglicherweise gegebenen Doppelbelastung 
durch eine (zusätzliche) Erwerbsarbeit.
Personen, die eine angemessene Grundhal-
tung und Erfahrungsexpertise, aber keine be-
raterische Qualifikation mitbringen, soll der 
Erwerb dieser Qualifikation berufsbegleitend 
ermöglicht werden, z. B. durch Teilnahme 
an einer Weiterbildung wie in Punkt 4.7 be-
schrieben. Ungeachtet dessen muss stets eine 
angemessene Prozess- und Ergebnisqualität 
gewährleistet werden. Aus Gründen der Qua-
litätsförderung muss die Möglichkeit für zu-
sätzliche Weiterbildungsmöglichkeiten sowie 
eine regelmäßige Inter- und Supervision eben-
falls gegeben sein (LADS 2012; Vogel 2007).
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3.9 Adäquate Freizeit- und Beratungsan-

gebote für trans* Jugendliche

Es besteht ein Bedarf nach geeigneten Bera-
ter_innen und Anlaufstellen wie z. B. Jugend-
zentren für minderjährige Trans* (Sauer & 
Meyer 2016; vgl. auch BMFSFJ 2016). Inhalte 
zu den Bedürfnissen von und zum Umgang 
mit trans* Kindern und Jugendlichen müs-
sen deshalb in die Aus- und Fortbildungs-
curricula aufgenommen werden, um die 
Beratungskompetenz bei den verschiedenen 
Professionen in Jugendfreizeit- und -bera-
tungseinrichtungen zu fördern (vgl. auch 
Krell & Oldemeier 2015). Dazu gehört ins-
besondere das Wissen um nicht-binäre und 
fluide geschlechtliche Selbstidentifikationen 
sowie deren gleichberechtigte Anerkennung 
(Sauer & Meyer 2016).

In Jugendfreizeit- und -beratungseinrich-
tungen mangelt es derzeit an kompetenten, 
festangestellten Mitarbeiter_innen, die sich 
einerseits den spezifischen Anliegen von 
trans* Kindern und Jugendlichen widmen 
und sich andererseits auch nach außen für 
deren Bedürfnisse einsetzen. Mangelndes 
Fachwissen herrscht insbesondere in Bezug 
auf Identitätsformen jenseits der Geschlech-
terbinarität vor (Sauer & Meyer 2016).
Die Beratung von trans* Jugendlichen muss 
nicht nur an dezidierte Beratungsstellen ge-
koppelt sein, ebenso ist eine angemessene 
Niedrigschwelligkeit zu gewährleisten. Ju-
gendzentren müssen daher als Teil der Be-
ratungslandschaft betrachtet werden (vgl. 
auch Krell & Oldemeier 2015).

Erläuterung:
Die Bedürfnisse minderjähriger Trans* wei-
chen von denen cis-geschlechtlicher Jugend-
licher zum Teil ab, weshalb ihnen besonders 
Beachtung geschenkt werden muss. Gleich-
zeitig mangelt es vor allem für junge trans* 

Menschen aktuell noch an ausreichend finan-
zierten Angeboten und angeleiteten Gruppen, 
um ihren individuellen Weg zu finden (Sauer 
& Meyer 2016; vgl. auch BMFSFJ 2016).
Sowohl ein spezifisches Angebot für trans* Ju-
gendliche als auch die Inklusion dieser Ziel-
gruppe in bestehende Angebote sind erforder-
lich.

3.10 Sensibilisierung und Fortbildung 

von Mitarbeiter_innen in psycho-

sozialen Beratungsstellen

Es bedarf der Sensibilisierung von Mitarbei-
ter_innen in psychosozialen Beratungsstel-
len für einen wertschätzenden und sicheren 
Umgang mit trans* Ratsuchenden. Allgemei-
ne Beratung soll Trans* als Zielgruppe mit-
denken und ansprechen.

Nicht selten suchen trans* Menschen allge-
meine psychosoziale Beratungsangebote auf. 
Die Mitarbeitenden dort sind häufig nicht 
mit dem Thema Trans* vertraut, z. B. mit 
möglichen Entwicklungen der geschlechtli-
chen Identität und einem damit möglicher-
weise verbundenen trans* Coming-Out. Ein 
spezifisches Trans* Wissen wird in einer 
regulären Berater_innen Ausbildung nicht 
vermittelt und eine trans* unterstützende 
Haltung sowie ein diskriminierungsarmer 
und akzeptierender Umgang trans* Men-
schen gegenüber ist nicht vorauszusetzen. 
Das kann möglicherweise zu Überforderung 
auf Seiten der Beratenden, zu Stigmatisie-
rung von trans* Menschen und zur Vermitt-
lung von Fehlinformationen an Ratsuchende 
und ihre An- und Zugehörigen führen.
Beratungsangebote, die auf gleichgeschlecht-
liche Lebensweisen spezialisiert sind, orien-
tieren sich - wie Beratungsangebote, deren 
Finanzierung an ein bestimmtes Geschlecht 
gekoppelt ist - ebenfalls an der Unveränder-
lichkeit von Geschlecht und geschlechtlicher 
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Zuordnung. Die Folge: Trans* Menschen 
werden weder konsequent mitgedacht noch 
als Zielgruppe z. B. innerhalb des Leitbildes 
direkt angesprochen. Auch wenn dort täti-
ge Fachkolleg_innen zunehmend versuchen 
Trans* Thematiken mit zu berücksichtigen, 
fehlen ihnen oftmals die Erfahrungswerte, 
um trans* Menschen auf ihrem individuellen 
Weg angemessen zu helfen.

Daraus folgt: Fachkräfte aus allgemeinen 
psychosozialen Beratungsstellen sollen in 
direkten Kontakt mit Community-nahen Ak-
teur_innen kommen und durch sie beraten 
werden, um anschließend selbst diskriminie-
rungsarme Räume anbieten zu können (ADVD 
2010; LADS 2012; pro familia Bundesverband 
2016). Für Berater_innen allgemeiner psy-
chosozialer Beratungsangebote sollen regel-
mäßig Fort- und Weiterbildungsangebote zur 
Trans* Thematik zur Verfügung stehen und 
Leitungskräfte in Bezug auf diese Zielgruppe 
geschult werden. Das Thema „Nichtbinarität“ 
muss in allen Sensibilisierungen und Schu-
lungen gleichermaßen enthalten sein und die 
Verwendung der richtigen Namen, Pronomen 
und Anreden eine Selbstverständlichkeit dar-
stellen. Eine kritische Perspektive auf cis-nor-
mative Institutionen und Standards sowie die 
Reflexion der eigenen Arbeitsweise, um die 
Bedarfe von trans* Menschen wahrzunehmen, 
ist für eine akzeptierende Haltung ihnen ge-
genüber notwendig.

Erläuterung:
Psychosoziale Beratungsangebote müssen 
grundsätzlich für alle offen zugänglich sein, 
die sie benötigen. Dies gilt auch für Unter-
stützung suchende trans* Menschen und ihre 
An- und Zugehörigen. Werden trans* Personen 
von der Inanspruchnahme von Beratungs-
angeboten ausgeschlossen oder diesbezüg-
lich benachteiligt, auch strukturell, bedeu-
tet dies ein Verstoß gegen das Allgemeine 

Gleichbehandlungsgesetz (AGG § 2 Abs. 1 Nr. 
8) und den Grundsatz der Gleichbehandlung. 
Mit direkter Nennung von Trans* z. B. inner-
halb der Leitbilder von allgemeinen psycho-
sozialen Beratungsangeboten bzw. durch 
Verwendung trans* inklusiver Sprache in Wer-
bematerialien oder auf der Homepage wür-
de ein wirkmächtiges, empowerndes Zeichen 
nach außen gesetzt werden: Trans* Menschen 
gehören selbstverständlich zur Gesellschaft 
dazu. 

3.11 Förderung der Kooperation von all-

gemeiner psychosozialer Beratung 

und spezifischer Trans* Beratung

Eine Kooperation von allgemeiner psycho-
sozialer Beratung und Community-basierter 
Trans* Beratung ist unabdingbar. Realisie-
ren ließe sich die gewünschte Vernetzung 
(ADVD 2010) durch Einbindung regionaler 
Akteur_innen und Strukturen in Form von 
eigenen Qualitätsnetzwerken mit Bezug auf 
die Bedürfnisse und die Situation von trans* 
Menschen. Außerdem sollen die Trans* Be-
ratungsangebote informationssuchenden 
Fachkräften anderer Beratungsstellen offen 
stehen und diese gezielt ansprechen.

Die Vermittlung von Fehl- und Falschinfor-
mationen resultiert oft aus Uninformiert-
heit und mangelnder Aktualität des Wis-
sens der Beratenden. Die Vermittlung von 
Wissen zum Thema Trans* ist demnach un-
erlässlich, zumal Trans* Beratung an sich 
nicht jeden Bereich abdecken kann (wie 
z. B. Rechts-, Sucht-, Schuldner_innen-, Pfle-
ge- und Senior_innenberatung). Deshalb 
sollen Community-basierte Trans* Beratung 
und allgemeine psychosoziale Beratung eng 
zusammenarbeiten. Dies soll z. B. durch re-
gelmäßig stattfindende Arbeitskreise bzw. 
Qualitätsnetzwerke unter Einbeziehung von 
Trans* Berater_innen gewährleistet werden. 
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Dadurch soll die bestehende Kompetenz 
auf beiden Seiten erhöht werden. Bereits 
etablierte Beratungsstellen sind gegenüber 
den zu schaffenden Trans* Beratungsstel-
len institutionell und strukturell im Vorteil. 
So haben sie Kontakte zu politischen Unter-
stützer_innen, fördernden Institutionen und 
Geldgeber_innen. Darüber hinaus stehen ih-
nen Räume mit entsprechender Infrastruk-
tur zur Verfügung und fest angestellte Mit-
arbeitende können in ihrer Arbeitszeit z. B. 
Förderanträge schreiben. Allgemeine psy-
chosoziale Beratungseinrichtungen dürfen 
deshalb in Bezug auf Trans* Beratung nicht 
in Konkurrenz zu Trans Community-basier-
ten Angeboten treten (Meyer 2016). Dies gilt 
auch für originär lesbische, schwule und se-
xualpädagogische Beratungsstellen.

3.12 Unterstützung und Förderung von 

Trans* Beratungsforschung

Es besteht ein dringender Bedarf nach par-
tizipativer Forschung im Bereich der men-
schenrechtsbasierten Trans* Beratung. 
Parallel zur praktischen Beratung ist eine 
Community-nahe Beforschung erforderlich.

Eine systematische Literaturrecherche nach 
wissenschaftlich einschlägigen, deutschspra-
chigen Fachpublikationen ergab, dass psy-
chosozialer Beratung im Kontext von Trans-
geschlechtlichkeit bislang wenig Beachtung 
geschenkt wurde und wird (Fritz 2013; Gün-
ther 2015; Meyer 2015). Im Vergleich dazu 
mangelt es nicht an Ratgeber_innenliteratur 
aus der Selbsthilfe. Deutschsprachige, wis-
senschaftliche Literatur zu „Transsexuali-
tät“ stammt hingegen zumeist aus dem kli-
nisch-psychologischen bzw. medizinischen 
Bereich. Für eine qualitative Weiterentwick-
lung im Kontext der selbstbestimmungsför-
dernden Beratung ist dies selten von Nut-
zen. Der geringe Umfang wissenschaftlicher 

Literatur zu gelingender Trans* Beratung 
macht hier ein Forschungsdesiderat jenseits 
von Ursachenforschung deutlich.

Erläuterung:
Durch gezielte Forschung soll in erster Linie 
erarbeitet werden, welche Qualifikationen und 
Kenntnisse für Community-basierte Trans* 
Beratung unerlässlich sind und wie diese ver-
mittelt werden können. Damit einhergehend 
sollen Aussagen zu konkreten Weiterbildungs-
inhalten gemacht werden, um letztendlich die 
Beratungsqualität zu steigern.
Partizipative wissenschaftliche Forschungs-
vorhaben würden eine Forschungslücke schlie-
ßen und zu einer Qualitätsverbesserung von 
Trans* Beratung beitragen. Mit einem steten 
Theorie-Praxis-Transfer ginge anhand von 
Dokumentation und Evaluation ebenfalls die 
Steigerung der Effizienz der praktischen Ar-
beit einher. Die hohe Relevanz der Beratungs-
forschung, gerade in diesem sich neu etablie-
renden Handlungsfeld, wird an dieser Stelle 
deutlich. Zeitgleich würde ein Beitrag zur 
Transparenz geleistet werden. Durch entspre-
chende Veröffentlichungen würde der wissen-
schaftliche Diskurs zunehmend unter Mitwir-
kung von trans* Menschen geführt werden.

3.13 Weiterführendes

Die oben genannten Forderungen wurden als 
die für die Trans* Community in Bezug auf Be-
ratung derzeit relevantesten herausgearbeitet. 
Gleichwohl sind im Rahmen der Entwicklung 
des Papers weitere Probleme erkennbar ge-
worden, weshalb die obige Aufzählung nicht 
als abschließend betrachtet werden kann.
Beispielweise stellen trans* Geflüchtete eine 
besondere Zielgruppe dar, die inzwischen 
vermehrt bei entsprechenden Beratungsan-
geboten Rat suchen. Zur Klärung ihrer be-
sonderen Situation und dem damit einher-
gehenden Bedarf nach einer längerfristigen 
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Beratungsmöglichkeit wäre eine Ausweitung 
der zeitlichen Ressourcen über einen Aus-
bau der Finanzierung für die Trans* Bera-
tung erforderlich. Sowohl im Kontext von 
Flucht als auch zur Inklusion z. B. hörge-
schädigter Personen muss daher eine ggf. 
erforderliche Sprachmittlung mitbedacht 
und zur Verfügung gestellt werden, um Aus-
schlüsse zu vermeiden (Schwulenberatung 
gGmbH 2017). Inhaftierte sowie wohnungs-
lose Trans* stellen eine weitere besonders 
vulnerable Zielgruppe dar, der Zugang zu un-
terstützender Beratung ermöglicht werden 
muss. Trans* Beratung muss in Bezug auf die 
unterschiedlichen Bedürfnisse barriere- und 
diskriminierungsfreie Zugänge zur Verfü-
gung stellen.
Außerdem existieren ebenfalls andere trans* 
spezifische Beratungsfelder, wie z. B. Patient_
innen-, oder Rechtsberatung: Die praktische 
Umsetzung medizinischer Leistungsansprü-
che und trans* spezifischer Gesetzgebung 
erfordern von trans* Personen häufig juris-
tische Schritte oder die Auseinandersetzung 
mit den Krankenkassen. Zur Wahrung ihrer 
Persönlichkeitsrechte – auch im Umgang mit 
Diskriminierungen – sind trans* Personen 
daher z. T. auf solche spezialisierten Bera-
tungsangebote angewiesen.

ihren An- und Zugehörigen in verschiedenen 
Lebenssituationen. 

Im Juni 2016 fand diesbezüglich ein erstes 
Arbeitsgruppentreffen statt, an dem Ver-
treter_innen von Trans*  Beratungsstellen, 
Selbsthilfegruppen und Vereinen aus dem 
gesamten Bundesgebiet teilgenommen und 
erste politische Forderungen gestellt ha-
ben. Daraufhin wurde ein Statement für das 
noch im selben Monat stattgefundene Fach-
gespräch im Bundesministerium für Fami-
lie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) 
verfasst (BVT* 2016b). Zwischen Juli und 
September 2016 wurde eine deutschland-
weite Internetbefragung durchgeführt, um 
Bedarfe zu eruieren und gleichzeitig weitere 
Forderungen zu sammeln. Die zuvor gebilde-
te Arbeitsgruppe diskutierte die eingegan-
genen Rückmeldungen prozessbegleitend. 
Anschließend konnten deren Mitglieder im 
Rahmen einer Online-Feedbackschleife das 
bislang Erarbeitete einsehen und Verbesse-
rungsvorschläge einreichen. Eine gemein-
same Telefonkonferenz im Oktober rundete 
das partizipative Vorgehen ab. Das weitest-
gehend konsentierte Paper wurde daraufhin 
an den Vorstand des BVT* zur weiteren Kom-
mentierung und abschließenden Qualitätssi-
cherung übergeben.
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4 Beschreibung des 
Partizipationsprozesses

Zur Identifikation spezifischer Handlungs-
bedarfe und daraus abzuleitender, bundes-
weit geltender Forderungen beteiligten sich 
trans* beratend tätige Menschen aus dem ge-
samten Bundesgebiet an einem mehrmonati-
gen, partizipativen Prozess. Dabei eruierten 
sie unter anderem Beratungs- und Unter-
stützungsbedarfe von trans* Menschen und 
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